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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Januar 1956 
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An iden Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Auf der 37. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz in Genf 
vom 2. bis 24. Juni 1954 ist die 


Empfehlung 98 betreffend den bezahlten Urlaub 


angenommen worden. 

Nach Artikel 19 Nr. 6 und 7 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation, ideren Mitglied die Bunidesrepublik Deutsch- 
land ist, müssen Empfehlungen innerhalb einer Frist von spätestens 
18 Monaten nadi Abschluß der Tagung der Konferenz den gesetz- 
gebenden Organen der Mitgliedstaaten vorgelegt werden. Diese Frist 
lief am 24. Dezember 1955 ab. Reditliche Nachteile entstehen aus 
der Fristüberschreitunig nicht. 

Anbei übersende ich daher die auf Grund tder Übersetzungskonfe- 
renz vom 19. bis 23. September 1955 in Freudenstadt erstellte und 
Ende November mit Schreiben des Internationalen Arbeitsamtes 
dem Bundesminister für Arbeit übersandte offizielle deutsche Über- 
setzung tder vorgenannten Empfehlung 98. Gleichzeitig füge Ich die 
Stellungnahme der Bundesregierung hierzu ‘bei. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister der Finanzen 
Sdiäffer 


Druck; Bonner Universitäts-Bucäidrudterei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 





Siebenunddreißigste Tagung 
der 

Internationalen Arbeitskonferenz 
(Genf, 2. bis 24. Juni 1954) 


Empfehlung 98*^) 


Empfehlung betreffend den bezahlten Urlaub 


Die Allgemeine Konferenz der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen 
wurde und am 2, Juni 1954 zu ihrer 
siebenunddreißigsten Tagung zusammen- 
getreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge an- 
zunehmen betreffend den 'bezahlten Ur- 
laub, eine Frage, die den siebenten Ge- 
genstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die 
Form einer Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 23. Juni 
1954, die folgende Empfehlung an, die als 
Empfehlung betreffend den bezahlten Urlaub, 
1954, bezeichnet wird. 

Die Konferenz empfiehlt, daß die folgen- 
den Bestimmungen angewendet werden und 
daß die Mitglieder dem Internationalen Ar- 
beitsamt entsprechend ‘den Beschlüssen des 
Verwaltungsrates über die zu ihrer Verwirk- 
lichung getroffenen Maßnahmen ^berichten. 

1. (1) In Anbetracht der unterschiedlichen 
Gepflogenheiten in den einzelnen Staaten 
können die Bestimmungen dieser Empfeh- 
lung durch Maßnahmen öffentilicher Stellen 
oder durch freiwillige Maßnahmen verwirk- 
licht werden, und zwar je nach den Gepflo- 
genheiten des betreffenden Staates durch die 
Gesetzgebung, durch amtliche Verfahren zur 
Lohnfestsetzung, durch Gesamtarbeitsverträge 
oder Schiedssprüche oder auf irgendeine an- 
dere nach den innerstaatlichen Verhältnissen 
geeignet erscheinende Art. 

*) Der nachfolgend abgedruckte deutsche Text bil- 
det die in Übereinstimmung mit Artikel 42 der Ge- 
schäftsordnung der Internationalen Arbeitskonferenz 
angefertigte offizielle Übersetzung der französischen 
und englischen Urtexte. 


(2) Bei Anwendung jedes der in Unter- 
absatz (1) bezeidineten Verfahren sollten die 
Regierungen besonders darauf bedacht sein, 
alle verfassuflgsmäßiigen oder gesetzgebe- 
rischen Mittel zu ergreifen, falls freiwilliges 
Vorgehen, das Vorgehen der Arbeitge'ber- 
und Arbeitnehmerverbänide oder Gesamt- 
arfbeitsverträge nicht zu raschen und be- 
friedigenden Ergebnissen führen. 

2. In 'den Ländern, in denen es zweckmäßig 
erscheint, kann die zuständige Stelle unter 
anderem die folgenden Durchführungsver- 
fahren in Erwägung ziehen: 

a) Förderung der Gewährung von bezahltem 
Urlaub durch Gesamtarbeits Verträge, die 
von den beiden am Verfahren für Kollek- 
tiwerhandlungen teilnehmenden Parteien 
frei abgeschlossen werden, 

b) Unterstützung der Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmerverbände ibei der Einführung 
von freiwiHigen, gemeinsam durchzufüh- 
renden Verfahren oder, soweit erforder- 
lich, Einführung eines amtlichen Verfah- 
rens, das insbesondere für die Fest- 
setzung des bezahlten Jahresurlaubs in 
einem bestimmten Beruf oder Wirtschafts- 
zweig zuständig wäre, 

c) Übertragung von Befugnissen hinsichtlich 
des bezahlten Jahresurlaübs auf bestehende 
amtliche Stellen zur Lohnfestsetzung, so- 
weit diese Stellen solche Befugnisse noch 
nicht besitzen, 

d) Zusammenstellung von ausführlichen Un- 
terlagen betreffend die Bestimmung über 
den bezahlten Jahresurlaub, die zur Ver- 
fügung der Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
merverbände zu halten sind. 

3. Diese Empfehlung findet auf alle Be- 
schäftigten Anwendung, mit Ausnahme von 
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Seeleuten, landwirtschaftlichen Arbeitneh- 
mern und Beschäftigten in Unternehmen 
oder Betrieben, in denen nur Familienmit- 
glieder des Arbeitgebers beschäftigt sind. 

4. (1) Jede unter diese Empfehliung fallende 
Person sollte Ansprudh auf bezahlten Jahres- 
urlaub haben. Die Dauer des bezahlten Jah- 
resurlaubs sollte im Verhältnis zur Dauer der 
Beschäftigung bei einem oder mehreren Ar- 
beitgebern während des betreffenden Jahres 
stehen un^d für eine Dienstzeit von 12 Mo- 
naten mindestens zwei Arbeitswochen be- 
tragen. 

(2) In jedem Lande kann die dazu be- 
rufene Stelle, wenn es ihr zweckmäßig er- 
scheint, bestimmen, 

a) wieviel Tage ein Arbeitnehmer gearbeitet 
haben sollte, um Ansprudhi auf den vollen 
bezahlten Jahresurlaub oder einen ent- 
sprechenden Teil davon zu haben, 

b) wie die Dienstzeit eines Arbeitnehmers 
während eines ibestimmten Jahres zur 
Festlegung seines bezahlten Jahresurlaubs 
für das betreffende Jahr zu berechnen ist. 

(3) In jedem Lande sollte es der dazu be- 
rufenen Stelle überlassen bleiben, vorzusehen, 
daß der Arbeitnehmer — im Falle der Be- 
endigung des Beschäftigungsverhältnisses vor 
Ablauf der Dienstzeit, die zum Erwerb des 
Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub nach 
den vorstehenden Unterabsätzen (1) und (2) 
notwendig ist — Anspruch hat auf einen der 
Dienstzeit entsp rechenden Teil des bezahlten 
Urlaubs oder statt dessen Anspruch auf Ur- 
laubsvergütung oder ein gleidi wertiges Ur- 
laubsguthaben, je nachdem, welches Verfah- 
ren für das zweckmäßigste gehalten wird. 

5. In jedem Lande sollte die dazu berufene 
Stelle die Tage bestimmen, die als öffentliche 
oder ortsübliche Feiertage, wöchentliche 
Ruhetage, Tage der Abwesenheit von der 
Arbeit wegen Aribeitsunfalls oder Krankheit 
und Zeiten der Ruhe vor und nach der Nie- 
derkunft gelten und daher nicht als bezahlte 
Urlaubstage im Sinne dieser Bestimmungen 
angerechnet werden. 

6. In jedem Lande sollte es der dazu be- 
rufenen Stelle überlassen bleiben, zu bestim- 
men, c>b die Dauer des bezahlten Jahres- 
urlaubs mit der Dauer der Dienstzeit oder 
auf Grund anderer Umstände verlängert wer- 
den sollte. 

7. (1) Die Zeit der Arbeitsunteribrechungcn, 
für die der Ar^beitnehmer Entgelt erhält, 


sollte weder den Anspruch auf bezahlten 
Jahresurlaub noch dessen Dauer berühren. 

(2) Arbeitsunterbrechungen, die nicht die 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisises 
oder des Arbeits Vertrages zur Folge haben, 
sollten keinen vor der Arbeitsunterbrechung 
auf gelaufenen Anspruch des Arbeitnehmers 
auf bezahlten Urlaub berühren. 

(3) In jediem Lande sollte die dazu be- 
rufene Stelle idiie Art und Weise festlegen, in 
ider die Grundsätze bei Arbeitsunterbrechun- 
gen nach den Unterabsätzen (1) und (2) an- 
zuwenden wären, soweit diese Arbeitsunter- 
brechungen verursacht werden durch 

a) Krankheit, Unfall und Zeiten der Ruhe 
vor und nach der Niederkunft, 

b) Abwesenheit infolge von Familienereig- 
nissen, 

c) militärische Pflichten, 

d) Ausübung von Staatsbürgerrechten und 
-pflichten, 

e) Erfüllung von Pfhchten, die sich aus ge- 
wei4cschaftlichen Aufgalben ergeben, 

f) Wechsel in der Betriebsleitung, 

g) zeitweilige unfreiwillige Arbeitslosigkeit. 

8. Der Anspruch einer Arbeitnehmerin auf 
bezahlten Jahresurlaub und die Dauer eines 
solchen Urlaubs sollten nicht von Arbeits- 
unterbrechungen berührt werden, die durch 
Schwangerschaft oder Niederkunft hervorge- 
rufen sind, sofern die in Betracht kommende 
Arbeitnehmerin ihre Beschäftigung wieder 
aufnimmt und ihre Abwesenheit eine be- 
stimmte Dauer nicht überstteigt. 

9. (1) Arbeitgöber und Arbeitnehmer soll- 
ten sich über die Zeit, in welcher der Urlaub 
zu nehmen ist, miteinander besprechen. Bei 
Festsetzung dieser Zeit sollte auf persönliche 
Wünsche des Arbeitnehmers möglichst Rück- 
sicht genommen werden. 

(2) Der Arbeitnehmer sollte frühzeitig 
genug über den Beginn seines bezahlten Jah- 
resurlaubg in Kenntnis gesetzt werd'en, um 
von seinem Urlaub geeigneten Gebrauch ma- 
chen ZU können. 

10. Jugendliche Arbeitnehmer unter acht- 
zehn Jahren sollten einen bezahlten Jahres- 
urlaub erhalten, der über die in Absatz 4 
vorgesehene Mindestdauer hinausgeht. 

11. Jede Person, die bezahlten Jahresurlaub 
nimmt, sollte für die ganze Urlaubsdauer 
mindestens erhalten 
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a) 'das Entgelt, das durch Gesamtarbeitsiver- 
träge, Schiedssprüche oder die innerstaat- 
liche Gesetzgebung für eine solche Ur- 
lauibsdauer festgelegt ist, oder 

b) ihr gewöhnliches Entgelt, wie es durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung oder nach 
einer anideren, »den Gepflogenheiten dies 
ibetreffenden Staates entsprecheniden Re- 
gelung festgesetzt ist, einschließlich des 
Gegenwertes in bar für ein gegebenen- 
falls aus Sachleistungen bestechendes Ent- 
gelt. 

12. Durch Gesamtarbeitsverträge, Schieds- 
sprüche oder die innerstaatliche Gesetzgeibung 
sollte festgelegt werden, nach welchem Ver- 
fahren Urlaubsverzeichnisse zu führen sind 
und welche Einzelheiten tdarin enthalten sein 
sollten, soweit dies zur ordnungsmäßigen 
Durchführung der vertraglichen, gesetzlichen 
oder sonstigen Bestimmungen über den be- 
zahlten Jahresurlaub für erforderlich gehalten 
wird. 


Stellungnahme d 

Die Empfehlung 98 enthält eine Reihe von 
Grunidsätzeri für idie Gewährung von bezahl- 
tem Urlaub an Arbeitnehmer, deren Beach- 
tung den Mitgliedstaaten der Internationalen 
Arbeitsorganisation nahegelegt wird. Sie geht 
von einem Jahresurlaub aus, der nach der 
Dauer der geleisteten Dienste bemessen wird 
unid für eine Beschäftigungszeit von 12 Mo- 
naten mindestens 2 Arbeitswochen ibetragen 
soll. Die Festlegung eines höheren Urlaubs bei 
längerer Betriebszugehörigkeit oder aus an- 
deren Gründen bleibt der Regelimg in den 
einzelnen Staaten überlassen. Im übrigen ent- 
hält die Empfehlung Vorschriften über die 
Berechnung des Urlaubsentgelts, über die 
Einrichtung von Urlaubsnachweisen, über 
Wartezeiten und über die für die Urlaubs- 
berechnung maßgebenden "Beschäftigungs- 
zeiten, über den Zeitpunkt des Urlaubs- 
antritts, über -die Nichtanrechnung von 
Krankheits tagen und öffentlichen Feiertagen 
auf den Urlaub sowie über die Anhörung der 
Sozialpartner bei ^behördlichen Urlaubsrege- 
lungen. Die Empfehlung kann in den ein- 
zelnen Staaten durch -die Gesetzgeibung, durch 
amtliche Lohn festsetzungsverf ähren, durch 
tarifliche Regelungen oder auf sonstige Art 
und Weise -durchgeführt werden. 


13. Bei der Vorbereitung der Gesetzgebung 
über den bezahlten Jahresurlaub sollten zwi- 
schen den maßgebenden Arbeitgeber- und 
Arbeitnehimerverbänden und -den zuständigen 
Stellen Beratungen stattfinden, die nach Art 
und Umfang der Gesetzgebung imd der Pra- 
xis In dem betreffenden Land entsprechen. 

14. Die maßgebenden Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände sollten *die Möglich- 
keit halben, auf der Grundlage völliger Gleich- 
berechtigung ibei -der Tätigkeit derjenigen 
Stellen mitzuarbeiten, die nach der inner- 
staatlichen Gesetzgebung mit der Festsetzung 
'des bezahlten Jahresurlaubs oder mit der 
Durchführung der Bestimmungen über den 
bezahlten Jahresurlaub betraut sind, oder sie 
sollten zu Rate gezogen werden oder das 
Recht haben, derart und insoweit angehört 
zu werden, wie es der innerstaatlichen Ge- 
setzgebung und der Praxis in dem betreffen- 
den Lantd entspricht. 


r Bundesregierung 

Der Geltungsbereich der Empfehlung er- 
streckt sich auf alle Arbeitnehmer mit Aus- 
nahme ckrjenigen in der Landwirtschaft und 
in der Seeschiffahrt; für -diese beiden Grup- 
pen bestehen besondere internationale Rege- 
lungen. Nicht erfaßt werden ferner die Ar- 
beitnehmer in solchen Betri-eiben, in denen 
nur Familienangehörige des Arbeitgebers be- 
schäftigt werden. 

Eine einheitliche bundesgesetzliche Regelung 
-des Urlaubs besteht in -der Bundesrepublik 
nicht. In den meisten Ländern sind jedoch 
verfassungsrechtliche oder gesetzliche Vor- 
schriften vorhanden, die den Urlaubsanspruch 
behandeln. Darüber hinaus ist der Urlaub in 
erheblichem Umfange tariflich geregelt. Auch 
soweit ein Urlaubsanspruch nicht gesetzlich 
— wie zur Zeit z. B. noch im Lande Nord^ 
rh-eln- Westfalen — oder nicht tariflich ver- 
ankert ist, gewährt die Rechtsprechung im 
allgemeinen -dem Ar^beltneihmer einen Ur- 
laübsanspruch, ider entweder aus der Für- 
sorgepflicht des Arbeitgebers odier aus dem 
Wesen des Arbeitsverhältnisses oder aus Ge- 
wohnheitsrecht hergeleitet wird. Die auf den 
gesetzlichen oder tarifvertraglichen Rechts- 
grundlagen beruhende Ausgestaltung -des Ur- 
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laubsrechts entspricht im wesentlichen den 
Anregungen der Empfehlung. Sie geht, ins- 
besondere 2 . B. hinsiditlich der Urlaiubsdauer, 
vielfach über die in der Empfehlung vorge- 
sehenen Mindestgrunds'atze hinaus. 

Für jugendliche Arbeitnehmer unter 18 Jah- 
ren soll der Urlaub nach den Bestimmungen 
der Empfehlung innerhalb einer Beschäfti- 
gungszeit von 12 Monaten mehr als 2 Ar- 
beitswochen betragen. Bestimmungen über 
den Urlaub von Jugendlidien sind im Jugend- 
schutzgesetz vom 30. April 1938 (RGBL T 
S. 437) und in der Jugcndurlaubsverordnung 
vom 15. Juni 1939 (RGBL I S. 1029) ent- 
halten. Hiernadi steht Jugendlichen unter 
16 Jahren ein Mindesturlaub von 15 Werk- 
tagen und Jugendlichen über 16 Jahren ein 
solcher von 12 Werktagen zu. Das Jugend- 
schutzgesetz bleibt also bezüglich der Jugend- 
lichen zwischen 16 und 18 Jahren hinter den 
Vorschlägen der Empfehlung zurück; dafür 


sehen jedoch die Urlaubsgesetze der Länder, 
soweit solche vorhanden sind, im allgemei- 
nen auch für diese Jugendlichen einen wesent- 
lich längeren Urlaub (18 bis 24 Arbeitstage) 
vor als für erwachsene Arbeitnehmer. Auch 
die vorhandenen tariflichen Regelungen ge- 
hen im allgemeinen über 12 Tage Mindest- 
urlaub bezüglich dieser Jugendlichen hinaus. 

Für die jugendlichen Arbeitnehmer soll der 
Urlaub im neuen Jugendarbeitsschutzgesetz 
weiter verbessert werden. Der Entwurf zu 
diesem* Gesetz, das an die Stelle des Jugend- 
schutzgesetzes von 1938 treten soll, wird z. Z. 
vom Bundesminister für Arbeit in Erfüllung 
eines Auftrags des Bundestages vorbereitet. 

Darüber hinaus sieht die Bundesregierung im 
Augenblick keinen Anlaß, den gesetzgeben- 
den Körperschaften auf Grund der Empfeh- 
lung Maßnahmen auf Bundesebene vorzu- 
schlagen. 



